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Über die Wechselbeziehungen zwischen dem wissen­
schaftlich-technischen Fortschritt und dem Recht als 
Forschungsaufgabe der Rechtstheorie sprach Prof. Dr.
K.A. M o l l n a u ,  Institut für Theorie des Staates und des 
Rechts der Akademie der Wissenschaften der DDR. Er 
betonte, daß der wissenschaftlich-technische Fortschritt als 
ein zentraler Gegenstand der staatlichen Leitung zwangs­
läufig auch Gegenstand der rechtlichen Regelung sein 
muß. Jedoch ist nicht alles, was der staatlichen Leitung 
unterliegt, rechtlich regelbar; deshalb bedarf es ein­
gehender rechtssoziologischer Üntersuchungen, welche spe­
zifischen Verhältnisse im Bereich Wissenschaft und Technik 
in Verbindung mit den Vorzügen des Sozialismus mit Hilfe 
des Rechts gestaltet und geschützt werden müssen.

Ferner erörterte Mollnau Aspekte der im Zusammen­
hang mit dem wissenschaftlich-technischen Fortschritt auf­
tretenden Risikoproblematik. Er unterstrich, daß verant­
wortungsbewußtes Verhalten im Bereich Wissenschaft 
und Technik auch mittels des Rechts gefördert und ge­
sichert werden muß, wies aber zugleich darauf hin, daß die 
Risikoproblematik nicht ausschließlich rechtlich betrachtet 
werden darf.

Mit der Rolle des Rechts und der Erhöhung seiner 
Wirksamkeit bei der staatlichen Leitung des wissenschaft­
lich-technischen Fortschritts beschäftigte sich Prof. Dr. 
E. W i n k l b a u e r ,  Sektion Rechtswissenschaft der Hum­
boldt-Universität Berlin. Er forderte, das Recht im Pro­
zeß des Hervorbringens, Überleitens, Nutzens und Verwer- 
tens wissenschaftlich-technischer Ergebnisse stärker stabi- 
litäts- und kontinuitätssichernd einzusetzen. In den 
Außenwirtschaftsbeziehungen mit kapitalistischen Ländern 
ist der Innovationsstrategie der Monopole größere Beach­
tung zu schenken. Zugleich ist mit der Schutzrechtsarbeit 
eine höhere ökonomische Effektivität zu erreichen.

Im Mittelpunkt des Diskussionsbeitrags von Prof. Dr. 
U.-J. H e u e r ,  Zentralinstitut für sozialistische Wirtschafts­
führung beim Zentralkomitee der SED, stand die Frage: 
Wie kann das Wirtschaftsrecht dazu beitragen, die ökono­
mische Strategie der 80er Jahre zu verwirklichen? Eine 
entscheidende Aufgabe ist hier die schrittweise Ausarbei­
tung eines dieser Strategie entsprechenden Planungsrechts. 
Dabei ist ein richtiges Verhältnis von komplexer, lang­
fristiger Planung und Operativität der Entscheidung zu 
gewährleisten.

Im weiteren äußerte sich Heuer zu den rechtlichen Be­
ziehungen zwischen Kombinat und Kombinatsbetrieben. 
Er setzte sich für differenzierte rechtliche Lösungen ent­
sprechend den objektiven gesellschaftlichen Erfordernissen 
und den jeweiligen konkreten Bedingungen im Kombinat 
ein.

Über den Beitrag der Arbeitsrechtswissenschaft zur 
Durchsetzung der Schwerpunkte unserer ökonomischen 
Strategie sprach Prof. Dr. F. K u n z ,  Akademie für Staats­
und Rechtswissenschaft der DDR. Er hob hervor, daß die 
Wirksamkeit des Arbeitsrechts vor allem daran abzulesen 
ist, wie es mit seiner Hilfe gelingt, die Effektivität der Ar­
beit durch wissenschaftlich-technischen Fortschritt und 
umfassende Rationalisierung spürbar zu steigern und zu­
gleich die soziale Sicherheit der Werktätigen zu gewähr­
leisten. In diesem Zusammenhang ging Kunz auf einige 
arbeitsrechtliche Probleme, die sich aus der Bildung von 
Kombinaten ergeben, sowie auf die wachsende Rolle der 
sozialistischen Arbeitsdisziplin ein.5

Prof. Dr. R. H ä h n e r t, Sektion Rechtswissenschaft der 
Karl-Marx-Universität Leipzig, wandte sich der Frage zu, 
wie insbesondere die LPG-Rechtswissenschaft an der Aus­
arbeitung eines neuen Gesetzes über die landwirtschaft­
lichen Produktionsgenossenschaften mitzuwirken hat. Er 
betonte die Notwendigkeit, im neuen Gesetz vor allem die 
gesellschaftliche und verfassungsrechtliche Stellung der 
LPG zu fixieren sowie, davon abgeleitet, die grundlegen­
den Rechte und Pflichten der in ihnen tätigen Genossen­
schaftsbauern und Arbeiter verbindlich festzulegen. Ferner 
ging Hähnert auf den weiteren Ausbau der genossenschaft­
lichen Demokratie ein, die sich u. a. in dem Recht der LPG 
zeigt, ökonomisch zweckmäßige kooperative Beziehungen 
zu entwickeln und spezialisierte kooperative Einrichtun­
gen zu bilden.

Mit dem Beitrag des Zivilrechts zur Befriedigung der 
materiellen und kulturellen Bedürfnisse der Bürger als 
Bestandteil der sozialistischen Lebensweise beschäftigte 
sich Prof. Dr. M. P o s c h ,  Sektion Staats- und Rechtswis­

senschaft der Friedrich-Schiller-Uriiversität Jena. Er be­
richtete über einige Ergebnisse von Analysen über die ge­
sellschaftliche Wirksamkeit des Zivilrechts sowie über For­
schungsvorhaben der Zivilrechtswissenschaftler, die sich 
auf die Rolle des Rechts bei der Versorgung der Bürger 
mit Wohnraum, Konsumgütern und Dienstleistungen so­
wie auf die Mitgestaltungsrechte der Bürger im zivilrecht­
lichen Regelungsbereich konzentrieren.

Prof. Dr. E. B u c h h o l z ,  Sektion Rechtswissenschaft 
der Humboldt-Universität Berlin, sprach u. a. über einige 
Erkenntnisse, die im Arbeitskreis Strafrecht und Krimina­
litätsbekämpfung gewonnen wurden. Dabei betonte er, daß 
es erforderlich ist, die dialektischen Wechselbeziehungen 
von Überzeugung und Zwang unter den konkreten Be­
dingungen der weiteren Gestaltung der entwickelten so­
zialistischen Gesellschaft näher zu untersuchen.

In seinem Diskussionsbeitrag zur Kritik des imperiali­
stischen Staates und Rechts sowie der bürgerlichen Staats­
und Rechtsideologie wies Prof. Dr. K.-H. R ö d e r ,  Institut 
für Theorie des Staates und des Rechts der Akademie der 
Wissenschaften der DDR, auf folgende Forschungsschwer­
punkte hin:

1. die Krise der bürgerlichen Demokratie, insbesondere 
die Dialektik von Negation der Demokratie durch die 
Monopole und dem Streben der Volksmassen nach Demo­
kratie;

2. der Zusammenhang von Ökonomie und Politik, ins­
besondere die Auswirkungen der Krisenprozesse auf Funk­
tion und Struktur des imperialistischen Staates;

3. die Rolle des Staates im politischen System des Im­
perialismus, insbesondere seine Verflechtung mit anderen 
Elementen dieses politischen Systems;

4. die Analyse bürgerlicher Staatsauffassungen, insbe­
sondere des Konservatismus als grundlegender Strömung.

Prof. Dr. K.-H. S c h ö n e b u r g ,  Institut für Theorie 
des Staates und des Rechts der Akademie der Wissenschaf­
ten der DDR, machte auf die Bedeutung der historischen 
Betrachtungsweise in der Staats- und Rechtswissenschaft 
sowie auf die Notwendigkeit der schöpferischen Aneignung 
revolutionärer, demokratischer und humanistischer Tra­
ditionen aufmerksam. Er betonte, daß die Dialektik von 
Kontinuität und Diskontinuität in der Geschichte metho­
dologische Richtschnur sein muß, wenn man die Geschichte 
der Staats- und Rechtswissenschaft wie ihrer einzelnen 
Zweige als Einheit von qualitativen und quantitativen 
Veränderungen begreifen will.

Zur Rolle der Information und Dokumentation als un­
trennbare Bestandteile der staats- und rechtswissenschaft­
lichen Forschung nahm Prof. Dr. U. Däh n, Prorektor 
für Forschung der Akademie für Staats- und Rechtswis­
senschaft der DDR, Stellung. Er hob hervor, daß jeder Wis­
senschaftler eine hohe Mitverantwortung für die Sicherung 
eines optimalen Aussagewerts der Information und Do­
kumentation trägt. Alle Forschungseinrichtungen müssen 
daher dem Auf- und Ausbau der Information und Doku­
mentation in der Leitungstätigkeit mehr Beachtung schen­
ken.

Der Vorsitzende des Rates für staats- und rechtswis­
senschaftliche Forschung an der Akademie der Wissen­
schaften der DDR, Prof. Dr. G. S c h ü ß l e r ,  Rektor der 
Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR, 
unterstrich in seinen Schlußbemerkungen, daß die Aus­
gangspositionen für die verschiedenen staats- und rechts­
wissenschaftlichen Forschungsprojekte theoretisch gründ­
lich durchdacht werden müssen, damit jede Wissenschafts­
disziplin einen schöpferischen Beitrag zur Weiterentwick­
lung der Konzeption der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft leisten kann. 1 2 3 4 5
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